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Sehr geehrter Hen Kollege Dr, Hofreiter!

Ihre Frage Nr. 2/September:

ll'as spricht aus Sicht der Bundesregierung beim geplanten Äusbau der Ä I
nvischen Rosenheim und Salzburg gegen einen vierstreifgen Querschnitl
und den Anbau von Standspuren, die zwßchen den Anschlussslellen Rasen'
heim und Bernau als zwchaltbare Fahrctreifen konzipiert werden sollten,
und was spricht gegen eine durchgehende Geschwindigkeitsbegrenzwg auf
120 fuh bzw. 100 km/h auf dem üusgebauten Abschnitt zwischen Roscnheim
und Salzburg?

beantworte ich wie folgt:

Im geltenden Bedarfsplan fftr die Bundesfemstroßen 2004 als Anlage

zum Fernstraßenausbaugesetz ist der Ausbauabschnitl der Autobshn

A E zwischen Rosenheim bis zur Bundesgrerue bei Salzburg durch-

gängig als 6-streifi ger Querschnitt in verschiedenen Bedarfskategorien

enthalten.

Aufgrund des dringend erforderlichen Sanierungsbedarfs der mittler-

weile über 70 Jahre alten, 4-streifigen Bestandsstrecke ohne Seiten-

streifen wurde die bayerische Straßenbauverwaltung aufgefordert,
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planerische Überlegungen tllr den Ausbau im gesamten Bereich anzu-

stellen.

Im Falle eines Anbaus von Seitenstreifen im Bestard ist keine enr-

scheidende Verbesserung der unzureichenden Vorkriegstrassierulg

möglich.

Die geltenden ,,Richtlinien für die Anlage von Autobahnen" sehen

insbesondere aus Gründen der Verkehrssicherheit und der sicheren

Durchflthrung des Betriebsdienstes ftir Bundesautobalnen grundsätz-

lich einen Querschnitt rnit Seitenstreifen vor. Nur in Ausnahmetällen

kommt eine Seitenstreißnnuuuns als Fahrsfteifen in Betrachr.

Deshalb sind in eine planerische Abwägung zuf Wahl des Quer-

schnitts unter Zugrundelegrrng der künftigen Verkehrsbelastung neben

der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftiichkeit auch Kritcrien der Ver-

kehrssicherheit und -qualität und der Umwetwerträglichkeit derje-

weiligen Querschnittsform einzubeziehen.

Inwieweit die Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen op-

portun ist, hängt von den Umsränden des Einzelfalls ab. Eine Ent-

scheidung daflber ftillt wegen der Kompetenzverteilung des Gruadge-

setzes (Artikel 83 und 84 GG) in die Zusundigkeit der SEaßenver-

keksbehörden der Länder.

Mit freundlichen Grüßen
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